
Grenzenlose
Polizei?

Die öffentliche Auseinanderset-
zung mit der internationalen

Polizeikooperation wurde in den
letzten Jahren von den Akteuren
dieser Kooperation selbst geprägt:
Hohe Polizeifunktionäre warnten
die Öffentlichkeit unermüdlich vor
den Gefahren steigender internatio-
naler Kriminalität und den Aktivitä-
ten mafiöser Gruppen. In den Medi-
en fanden diese Warnungen im Stile
von Reality-Krimis stets großen
Anklang. Auch auf der politischen
Ebene hatte diese Beharrlichkeit
Erfolg: In allen großen politischen
Lagern fand sich Unterstützung für
Initiativen, die Ausstattung und
Kompetenzen der Polizeiarbeit
großzügig zu erweitern und die in-
ternationale Kooperation zu verbes-
sern. Das im März 1995 in Kraft
getretene Schengener Durch-
führungsabkommen und der Auf-
bau von Europol in Den Haag sind
die jüngsten Produkte dieser Initia-
tiven.

Heiner Busch von der Berliner
Arbeitsgruppe Bürgerrechte & Po-
lizei/CILIP gehört seit vielen Jah-
ren zu den bisher nicht sehr zahl-
reichen Kritikern dieser Entwick-
lung. Nachdem er bereits in der
Vergangenheit die Diskussionen
zu diesem Thema in einer kriti-
schen Öffentlichkeit durch zahlrei-
che Aufsätze vorangebracht hatte,
liegt nunmehr die aktualisierte
Version seiner Dissertation als
Buch vor. Darin bietet er nicht nur
einen Überblick über die Entwick-
lung der internationalen Polizeiko-
operation seit ihren ersten Anfän-
gen im 19. Jahrhundert, sondern
auch eine fundierte Analyse der
Zusammenhänge zwischen der
Polizeientwicklung in den Natio-
nalstaaten und den Internationali-
sierungsprozessen.

Im ersten Teil des Buches setzt
sich Busch mit der offiziellen Dar-
stellung auseinander, neue Polizei-

kooperationsformen in Europa sei-
en als »Ausgleichsmaßnahmen«
für den Abbau der Staatsgrenzen
zwischen den Mitgliedstaaten des
Schengener Abkommens bzw. der
Europäischen Union erforderlich.
Er zeigt, daß diese Darstellung für
die allgemeine Strafverfolgung
nicht tragfähig ist und die Erweite-
rung der Polizeikooperation ein
Element von Bestrebungen ist, den
Handlungsspielraum der Polizeiar-
beit insgesamt zu erweitern. Eine
zunehmende Bedeutung haben die
Grenzen jedoch bei der Abschot-
tung des europäischen Raumes ge-

gen Einwanderer und Asylsuchen-
de. Mit dem Abbau europäischer
Binnengrenzen geht daher nicht
nur eine rigide Schließung der
Außengrenzen, sondern auch ein
immer stärkerer Einsatz von Poli-
zeikräften für Aufgaben der Zu-
wanderungsbegrenzung an den
Grenzen und im Binnenland einher.

Besonders interessant ist das
Kapitel, in dem Busch die Polizei-
entwicklung in Spanien, Großbri-
tannien, den Niederlanden und
Deutschland im Hinblick auf die
Europäisierungsprozesse mitein-
ander vergleicht (S. 157 ff.). Er
verdeutlicht, daß die Schaffung
neuer internationaler Polizeistruk-
turen kein isolierter Prozeß im
Hinblick auf bestimmte internatio-
nale Kriminalitätsphänomene ist.
Trotz sehr unterschiedlicher Aus-
gangssituationen sind die Polizei-
en in den von ihm untersuchten
Ländern seit Anfang der 80er Jah-

re zentralistischer geworden und
haben neue Kompetenzen bei der
Informationsgewinnung über das
Vorfeld von Straftaten erhalten.
Die Aktivitäten auf europäischer
Ebene knüpfen direkt an diese
Tendenzen an.

Erstmals liegt somit im deutsch-
sprachigen Raum ein Buch vor,
das ein breites Publikum durch
eine fundierte Analyse in die für
Unbeteiligte nur noch schwer
durchschaubaren Strukturen der
Polizeikooperation einführt. Es ist
zu wünschen, daß damit eine brei-
tere Öffentlichkeit für Fehlent-
wicklungen in diesem Bereich
sensibilisert wird.

Hartmut Ade

■
Heiner Busch
Grenzenlose Polizei?
Neue Grenzen und polizeiliche
Zusammenarbeit in Europa
Westfälisches Dampfboot
Münster
435 Seiten, 39,80 DM

Jugendstrafvollzug

Im wesentlichen die aktualisier-
ten Beiträge des 3. Niedersächsi-

schen Jugendgerichtstags im Jahr
1993 enthält der von Thomas Tren-
czek, dem ehemaligen Geschäfts-
führer der DVJJ und jetzigem Vor-
sitzenden der DVJJ-Landesgruppe
Niedersachsen herausgegebene
Band Freiheitsentzug bei jungen
Straffälligen, der sich, wie dem
Untertitel zu entnehmen ist, aus-
schließlich mit dem Jugendstraf-
vollzug und nicht, wie man vermu-
ten könnte, auch mit dem Jugend-
arrest beschäftigt.

Nach einer Einleitung durch den
Herausgeber, in der insbesondere
auch begründet wird, warum man
sich trotz der Befürchtungen, durch
die Thematisierung des Jugend-
strafvollzugs dessen Attraktivität
wieder zu steigern, zu diesem The-
ma entschlossen habe und der Wie-
dergabe der Ansprache der Nieder-
sächsischen Justizministerin Heidi
Alm-Merk werden die unterschied-
lichsten Aspekte des gegenwärti-
gen Jugendstrafvollzugs in insge-
samt 16 Beiträgen von AutorInnen
aus Wissenschaft, Vollzugspraxis

und Ministerialverwaltungen be-
leuchtet. Neben Artikeln, die allge-
meine Überblicke beispielsweise
über rechtliche Anforderungen und
empirische Befunde, über das
Spannungsverhältnis von Sicher-
heit und Erziehung, über die inter-
nationale Situation und neuere
Rechtsprechung, für die die Hoch-
schullehrer Heinz, Sonnen, Dünkel
und Böhm verantwortlich zeich-
nen, stehen solche Beiträge, die
spezifische Probleme und Beson-
derheiten erörtern, wie zum Bei-
spiel die Situation in den neuen
Ländern (Frövel), die Untersu-
chungshaft (Fiedler), junge Auslän-
der (Schütze), Frauen (Steinhilper),
Drogen (Ohle) und bedingte Ent-
lassung (Gottschalk), Maelicke und
Best schildern anschließend die
Konzeptionen der Länder Schles-
wig-Holstein und Niedersachsen.
Ergänzt und abgeschlossen wird
das Ganze durch ein ausführliches
gemeinsames Literaturverzeichnis
und eine Auswahlbibliographie, die
einen vorzüglichen Überblick über
die aktuelle Fachdiskussion gibt.

Die Beiträge des Sammelbandes
sind interessant und offen geschrie-
ben und halten sich mit Kritik
kaum zurück. Sie sind sowohl ge-
eignet, den/die bisher unkundige
LeserIn in das Thema einzuführen,
als auch dem, mit der Materie im
wesentlichen vertrauten, Neues zu
bieten. Der Band kann deshalb un-
eingeschränkt empfohlen werden.

Heinz Cornel

■
Thomas Trenczek (Hrsg.)
Freiheitsentzug bei jungen
Straffälligen
Die Situation des Jugendstraf-
vollzugs zwischen Reform und
Alternativen
Forum Verlag Godesberg
261 Seiten, 39,– DM

Einfach »Law-and-
Order«?

Die Autoren versuchen zu allen
öffentlichkeitswirksamen The-

mengebieten von Kriminalpolitik,
wie der »große Lauschangriff«,
»Organisierte Kriminalität«, »Dro-
genproblem«, etc., zu zeigen, wie
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wenig »Law-and-Order«-Politik ge-
eignet ist, problemadäquate Lösun-
gen zu diesen Komplexen zu ent-
wickeln und wie wenig akut diese
»Probleme« im großen und ganzen
sind. »Law-and-Order« diene vor
allem dem Aufbau von Feindbildern
und der Entwicklung von Bedro-
hungsszenarien zum Zwecke politi-
scher Stabilisierung der Gesell-
schaft. Wahltaktische Überlegungen
würden ein weiteres zu ihrer Popu-
larität beitragen. Als durchgängige
»Arbeitshypothese« dient den Auto-
ren die Annahme einer neokonser-
vativen »roll-back«-Politik, die, an-
statt alltägliche Schwierigkeiten mit
der sozialen Realität – die meist den
Hintergrund für sogenanntes »kri-
minelles Handeln« bildeten – ver-
mittels offensiver Sozialpolitik zu
unterlaufen, auf eine Stigmatisie-
rung der Täter sowie die Verschär-
fung des Strafrechts setze. Damit
gehe das Bestreben einer eindeuti-
gen Identifizierung allen Übels ein-
her, das es zu beseitigen gelte. Die
Annahme eines äußeren Feindes,
zum Beispiel grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität, diene
dazu, von innerstaatlichen Konflikt-
situationen abzulenken.

Sehr ausführlich werden die
Themen »Freiheitsstrafe«, »großer
Lauschangriff«, »Organisierte Kri-
minalität«, u.a. mit der Fragestel-
lung: »Was bringt und bewirkt
Law-and Order in diesem Be-
reich?« behandelt. Verbreitete Ste-
reotype werden benannt und die
Dimensionen der von den jeweili-
gen Phänomenen ausgehenden Be-
drohung für die Gesellschaft bzw.
den Staat zurechtgerückt. Die mei-
sten der auch in anderen kritischen
Abhandlungen angeführten Argu-
mentationsstränge finden sich auch
hier wieder. An dieser Stelle wird
aber nicht der Versuch unternom-
men, sie zu diskutieren, sondern
Jünschke/Meertens führen sie im
Stile journalistischer Berichterstat-
tung zur Untermauerung der eige-
nen Argumentationslinie unkom-
mentiert an. Aus diesem Grunde
vermag es die Abhandlung nicht,
differenziertere Einsichten auf
Grundlage sozialen und gesell-
schaftlichen Wandels der letzten
Jahre herauszuarbeiten. Massenar-
beitslosigkeit, Bedeutungsgewinn
neokonservativer Politik sowie die
Abkehr von sozialstaatlichen Poli-
tikkonzepten, nicht zuletzt auch

seitens der Sozialdemokratie, ver-
anlaßt die Autoren dann kurz-
schlüssig zu der populären Frage,
ob denn wieder Weimarer Verhält-
nisse drohten? Die an anderer Stel-
le geführte Rede von »unserer
hochkomplexen Gesellschaft«, die,
anders als populistische Agitation
es behauptet, sich eben nicht mit-
tels einfacher Ursache – Wirkung
Zusammenhänge erklären und re-
geln läßt, macht die oberflächlich
verfahrende Argumentation dieses
Textes offenkundig.

Der zweite Teil des Buches be-
schäftigt sich mit Gesetzesände-
rungsentwürfen der Regierungsko-
alition CDU/CSU – FDP für den
Bereich des Strafrechts. Unter dem
Vorwand, die innere Sicherheit sei
durch extremistisch motivierte Ge-
walttaten, Massenkriminalität u.ä.
gefährdet, werde eine Verschärfung
des Strafrechts gefordert, da es,
ganz im Sinne ordnungsstaatlichen
Denkens, einer Antwort seitens des
Rechtsstaates bedürfe.  Diese Stra-
tegien würden durch den Aufbau
eines innenpolitischen Feindbildes
Anleihen an Carl Schmitt nehmen
und gelegentlich sogar mit manipu-
lierten Statistiken arbeiten. Diese
doch gewichtigen Vorwürfe werden
allerdings nicht unmittelbar belegt.
Aus dem Kontext läßt sich
schließen, daß damit das oberfläch-
liche Lesen und falsche Auslegen
von Kriminalstatistiken gemeint
sein dürfte. Die Möglichgkeit
schlichter Unwissenheit – ob nun
aus Fahrlässigkeit oder aus Grün-
den fehlender politischer Motivati-
on – wird außer acht gelassen.

Hinter den unmittelbaren Anläs-
sen, die Gesetzesänderungsentwür-
fen vorausgehen, versuchen die
Autoren, das Ansinnen der Bonner
Regierungskoalition zu offenbaren,
die den Versuch unternehme, ord-
nungsstaatliche Strafrechtsstruktu-
ren  zu reetablieren. Als ein Bei-
spiel aus dem Text seien hier
rechtsextreme Provokationsformen
deutscher Jugendlicher und die Re-
aktion staatlicher Politik angeführt.
Letztere trachte den Äußerungsfor-
men unter anderem durch eine
Verschärfung des Strafrechts hin-
sichtlich der Verwendung von
Kennzeichen verfassungswidriger
Organisationen zu begegnen.
Jünschke/Meertens führen zahlrei-
che Argumente ins Feld, etwa die
völlig veränderte Jugendkultur der
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Gereon Wolters

Die Neufassung der 
strafrechtlichen Verfalls-
vorschrift
Überlegungen zu den Voraussetzungen 
der Verfallsanordnung und zum Verfalls-
gegenstand unter besonderer Berücksichti-
gung des Umweltstrafrechts

Die heute fast zwanzigjährige „praktische Erpro-
bung“ des Verfalls offenbart ein Schattendasein
dieses Rechtsfolgeinstituts in der Strafrechtspraxis.
Die Anordnungshäufigkeit liegt insgesamt nur im
Promillebereich. Durch das Gesetz zur Änderung
des Außenwirtschaftsgesetzes und anderer Gesetze
vom 28. Februar 1992 wurde der Verfallsgegen-
stand in § 73 Abs. 1 Satz 1 StGB neugefaßt. Der
Begriff des „Vermögensvorteils“ wurde durch das
Merkmal „etwas“ ersetzt. Die ursprüngliche Fas-
sung ermöglichte nach einhelliger Auffassung nur
die Abschöpfung des tatsächlich zugeflossenen
Vorteils nach Abzug der vorteilsmindernden Eigen-
aufwendungen des Täters. Nach dem der Neu-
fassung zugrundeliegenden Regierungsentwurf
sollte die Benutzung des Begriffs „etwas“ verdeut-
lichen, daß es einer solchen Saldierung nicht mehr
bedarf. Der Autor beschäftigt sich schwerpunkt-
mäßig mit der Frage, ob dieses gesetzgeberische
Ziel tatsächlich erreicht wurde.

1995, 138 S., brosch., 58,– DM, 452,50 öS, 
58,– sFr, ISBN 3-7890-3829-6
(Kieler Rechtswissenschaftliche Abhandlungen (NF), Bd. 4)
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Gegenwart im Vergleich zu jener
der Zwischenkriegszeit, die die
Aussichtslosigkeit dieses Unter-
fangens verdeutlichen. Deswegen
schließen sie, der Logik ihrer Ab-
handlung folgend, auf ein regie-
rungspolitisches Ansinnen, das mit
dieser Strafrechtsänderung im
Grunde ein sich mit der 68er Be-
wegung angeblich etabliert haben-
des »freiheitliches Demokratiever-
ständnis« wieder in Frage stellen
will. Jedwede politische Protest-
und Äußerungsform, also auch von
»linker«, gesellschaftkritischer
Seite, sollte so verhindert werden.

Eine der jeweiligen Situation an-
gepaßte Rechtspolitik entspreche
prinzipiell nicht den politischen
Zielsetzungen Bonner Regierungs-
politik. Täte sie es, dann müßten
die »kriminologischen Tatsachen«,
daß etwa die Ausdehnung des
Rahmens der Freiheitsstrafe für
Körperverletzung die Gewalt- und
Konfliktstruktur der Gesellschaft
eher förderten denn abbauten,
berücksichtigt werden. Im Gegen-
teil werde eine weitere »Brutalisie-
rung« und das Anschwellen der
»Gewalttendenzen in der Gesell-
schaft« billigend in Kauf genom-
men. Ohne auch andere
Erklärungsansätze zu berücksichti-
gen, die etwa die Strukturen kapi-
talistischer Gesellschaftsform als
solche zur Deutung heranziehen,
wird das Problem durch die Auto-
ren personalisiert, »Hartnäckigkeit,
Beständigkeit sowie Phantasielo-
sigkeit konservativer Schreib-
tischtäter«, denen ein »hochperver-
tiertes Rechtsbewußtsein« anhafte,
seien evident.

In ihrer Kritik der geplanten
»Schnellgerichtsverfahren«, bei de-
nen die Rechte der Verteidigung
beschnitten werden sollen, bemän-
geln die Autoren plausibel, daß
eine Konzentration des Verfahrens
auf die Richter auch deswegen ris-
kant sei, weil nicht immer von ei-
ner Offenheit gegenüber kriminolo-
gischen, sozialwissenschaftlichen
und psychologischen Erkenntnis-
sen ausgegangen werden könne.
Deshalb sei eine an den sozialen
Umständen orientierte Verteidi-
gung erschwert bis verunmöglicht.
Einerseits konstatieren die Autoren
also, wenn von Schreibtischtätern
die Rede ist, den Versuch zielge-
richteten Verfolgens rechtskonser-
vativer politischer Ideologie, ande-

rerseits machen sie – etwa bei Ju-
stiz und Richtern – fehlendes Pro-
blembewußtsein aus. Konsequen-
terweise müßten die Autoren
generell von fehlendem
Problembewußtsein, folglich von
strukturellen Barrieren, die aufge-
klärter Rechts- und Kriminalpolitik
entgegenstehen, ausgehen. Sozial-
wissenschaftlich unwägbare und
daher schwer argumentierbare
»Verschwörungstheorien« bräuch-
ten nicht strapaziert zu werden.

Relativ deutlich schlägt sich in
der Abhandlung der bundesdeut-
sche Wahlkampf 1994 nieder.
Nachdem die SPD keinen Gegen-
pol mehr zu den restriktiven Ab-
sichten der Regierungskoalition
bilde, im Gegenteil manche Straf-
rechtsänderungsentwürfe sogar
mittrage, komme Bürgerrechtsor-
ganisationen die Aufgabe zu, die
Wirkungslosigkeit und rechtsstaat-
liche Fragwürdigkeit verschiedener
Gesetztesänderungsvorhaben durch
Protestaktionen und Kampagnen zu
erläutern. Dort also CDU/CSU –
FDP und SPD, die die konservative
Wende betrieben bzw. ihr nichts
entgegenstellten, da Grüne und
Bürgerrechtsorganisationen als
Bollwerk dagegen. Im  Kapitel, in
dem die Frage erweiterter Kompe-
tenzen für den  Bundesnachrichten-
dienst diskutiert wird, wird von ei-
ner neuen Angst vor Deutschland
gesprochen. Diese habe sich durch
den Zusammenfall von »Sozialab-
bau«, repressiver Kriminalpolitik
und deren Übertragung auch auf
die Außenbeziehungen, was sich
im Abbau der Entwicklungshilfe
und dem wachsenden Rüstungsex-
port äußere, wieder eingestellt. 

Entgegen der eigenen Erkennt-
nis, daß der Aufbau stereotyper
Feindbilder keinen erfolgverspre-
chenden Problemlösungsansatz
darstellt, setzen Jünschke/Meer-
tens damit auf weitere Polarisie-
rung. Wenngleich die von ihnen
aufgeworfenen Bedenken gegen-
über neokonservativen Strafrechts-
entwürfen ernstzunehmen sind, so
ist es fraglich, ob eine Stigmatisie-
rung  dieses Teils des politischen
Spektrums, indem er in direktem
Zusammenhang mit der Weiter-
führung nationalsozialistischer An-
sätze gebracht wird, ein geeignetes
Korrektiv darstellt.Wird der Pro-
testcharakter extrem rechter partei-
politischer Positionen bei Wahlen
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Datenschutz 
– auch für Ausländer? –

Das »Forum Datenschutz« wird jährlich vom Präsi-
denten des Hessischen Landtags und vom Hessi-
schen Datenschutzbeauftragten veranstaltet. Es ist
der Versuch, den Datenschutz als ein Menschen-
recht zu zeigen. Einer breiten Öffentlichkeit soll an
aktuellen Fragestellungen vermittelt werden, wel-
che besonderen Facetten, Antworten und Konse-
quenzen das Recht auf Schutz der persönlichen
Daten heute haben kann.
Der Tagungsband des dritten Forums Datenschutz
enthält die Vorträge und Diskussionsbeiträge zum
Thema: »Datenschutz – auch für Ausländer?«.
Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung
ist ein Menschenrecht; deshalb gilt es für Auslän-
der wie für Deutsche gleichermaßen. Dennoch wer-
den Ausländer bei zahlreichen Einzelvorschriften
in den Gesetzen und auch bei der Verwaltungs-
praxis keineswegs so behandelt wie deutsche
Staatsbürger. In den Beiträgen werden grundsätz-
liche Einschätzungen zur Lage der Ausländer in
Deutschland gemacht. Die Kriminalitätsbelastung
der Ausländer wird mit der Lupe betrachtet, Politik
und Rechtsprechung einer kritischen Betrachtung
ausgesetzt. Darüber hinaus wird von alltäglichen
Problemen und Hindernissen berichtet.

1995, 88 S., brosch., 28,– DM, 218,50 öS, 28,– sFr, 
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(Forum Datenschutz, Bd. 3)
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berücksichtigt, fragt es sich, ob
diese Strategie nicht vielmehr kon-
traproduktiv sein könnte.

Hermann Kuschej

■
Klaus Jünschke, 
Christoph Meertens
Risikofaktor Innere Sicherheit
Argumente gegen den Law-and-
Order-Staat
Knaur
376 Seiten., 12,90 DM

Kriminalität und
Sicherheit

Ihrem Anspruch, zu einem ver-
nünftigen und angemessenen

Umgang mit Kriminalität beizu-
tragen, wird die Arbeitshilfe der
Arbeitsgruppe »Kriminalität und
Sicherheit« durchaus gerecht. Sie
greift die in der öffentlichen Be-
richterstattung am häufigsten stra-
pazierten Vorurteile und Er-
klärungsmuster zum Thema Krimi-
nalität auf, um sie Schritt für Schritt
zu wiederlegen beziehungsweise
differenzierter zu interpretieren. Die
These von ständig steigenden Kri-
minalitätsraten wird ebenso reali-
stisch eingeschätzt wie jene, die
von einer überhandnehmenden
Ausländerkriminalität ausgeht.
Dennoch will sie anstehende Pro-
bleme nicht einfach bagatellisieren,
sondern versucht vielmehr, sie in
einen umfassenderen gesellschaftli-
chen Zusammenhang zu stellen.

Als Arbeitshilfe scheint sie vor
allem deshalb besonders geeignet,
weil sie zu einem kritischen Hin-
terfragen sowohl der Tat und ihrem
Kontext als auch der öffentlichen
Darstellung derselben beiträgt. Auf
den Wandel im alltäglichen Um-
feld der Menschen, der zusätzliche
Delikte provoziert, etwa steigende
Ladendiebstähle als Folge geän-
derter, rationalisierter Verkaufs-
strategien großer Kaufhäuser und
ähnliches wird ebenso hingewiesen
wie auf Quantität und Qualität der
Bevölkerungsentwicklung sowohl
ansässiger als auch der zuwandern-
der Gruppen.

Der Blick für das Lesen von po-
lizeilichen Kriminalstatistiken
wird geschult, indem etwa auf die

Möglichkeit lückenhafter Datener-
fassung aufmerksam gemacht oder
auf den Umstand hingewiesen
wird, daß die Polizeistatistik nur
etwas über das Anzeigeverhalten
der Bevölkerung und die eigeni-
nitiativen Ermittlungen der Polizei
auszusagen vermag, aber nichts
über tatsächliche Tatbestände be-
ziehungsweise gerichtliche Verur-
teilungen.

Anhand der Gegenüberstellung
von subjektiver Kriminalitätsfurcht
und objektiver Kriminalitätsbedro-
hung, die nicht miteinander korre-
lieren – subjektiv ist die Angst, Op-
fer einer Straftat zu werden, höher
als die vor einem Verkehrsunfall,
objektiv verhält es sich umgekehrt
– wird deutlich gemacht, daß weni-
ger die Steigerungsraten der Krimi-
nalstatistik als vielmehr krisenhafte
gesellschaftliche Entwicklungen
verunsichern und Ängste auslösen.
Folglich geht, so kann geschlossen
werden, eine Verschärfung des
Strafrechts an der Realität, den Ur-
sachen sogenannten kriminellen
Handelns vorbei. Die Arbeitshilfe
gibt weitere Hinweise auf den Ein-
fluß von Weltbildern und Vorurtei-
len bei Aussprechen eines Tatver-
dachts oder der Auslegung von
polizeilichen Kriminalstatistiken,
wovon gleichermaßen Polizei und
öffentliche Meinung betroffen sei-
en. Das alles verweist auf ein feh-
lendes Problembewußtsein glei-
chermaßen in Öffentlichkeit und
bei maßgeblichen Stellen staatli-
cher Verwaltung. Die selektive
mediale Berichterstattung, auf die
im Heft hingewiesen wird, kann als
ein Indiz dafür gelten. Die Fixie-
rung auf einfache Täter-Opfer-Be-
ziehungen und Massendelikte, etwa
Ladendiebstähle, wird verdeutlicht.
Subtilere Formen der Wirtschafts-
und Umweltkriminalität sowie be-
rufsspezifischer Kriminalität, zum
Beispiel von Ärzten und Rechtsan-
wälten, blieben unberücksichtigt.
Das habe zur Folge, daß Krimina-
lität im allgemeinen in der Öffent-
lichkeit hauptsächlich als schich-
tenspezifisches Phänomen
wahrgenommen werde. Den für
den Bestand der Gesellschaft irre-
levanten kleineren Vermögensde-
likten ohnehin schon benachteilig-
ter Gruppen werde stärkeres
Augenmerk geschenkt als der Kri-
minalität, »die den freien Wettbe-
werb der Wirtschaft durch illegal

herbeigeführte Wettbewerbsvortei-
le zerstört«, und die sich
»schlimmstenfalls in Wirtschaft
und Politik einmischt und Einfluß
nimmt auf die staatliche Kontrolle

und die Strafverfolgung« (S. 14)
und so den Bestand der Gesell-
schaft gefährde, so die Autoren in
Anspielung auf Vorfälle in den
Grauzonen der Großindustrie.
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■ Arbeiterwohlfahrt
Arbeitskreis »Arbeit mit Sexual-
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Klient: Sexualstraftäter
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In der Einschätzung des prakti-
schen Erfolges derartiger Arbeits-
hilfen muß allerdings darauf hin-
gewiesen werden, daß Vorurteile
und Weltbilder nicht nur die Aus-
legung, sondern wesentlich auch
die Wahrnehmung von Informatio-
nen und sozialen Sachverhalten
beeinflussen. Dieser Umstand
sollte bei der Umsetzung solchen
Wissens über Kriminalität und Si-
cherheit im öffentlichen Diskurs
in konkrete Aufklärungsarbeit
nicht vernachlässigt werden.

Hermann Kuschej

■
Arbeitsgruppe »Kriminalität
und Sicherheit« in der BAG-S
Gabriele Kawamura, 
Wolfgang Krell, Doris Meyer,
Richard Reindl
Kriminalität und Sicherheit
Eine Arbeitshilfe
28 Seiten, 
1,– DM Schutzgebühr

Bezug:
BAG-S
Mirbachstraße 2
35132 Bonn Bad-Godesberg
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